Deutscher Bundestag 
3. Walilperiode 


Drucksache 876 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der 
Kindergeldgesetze 

— Drucksachen 666, 842 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses 
für Sozialpolitik (20. Ausschuß) — Drucksache 842 — bis auf die 

folgende Änderung: 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Artikel 1 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Kindergeldgesetz vom 13. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 333), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S.’^lOöl), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Nr. 7 wird der nach dem Wort 
„Rentenversiicherungen" folgende Satzteil ge- 
strichen. 

la. In § 3 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Absatz 2 Nr. 2 und Nr. 6 Buchstabe 6 fin- 
den keine Anwendung während der Zeit, für die 
dem Arbeitnehmer im Falle der Arbeitsunfähig- 
keit gegen seinen Arbeitgeber (Dienstherm) we- 
der ein Anspruch auf Kinderzuschlag noch auf 
Krankenbezüge, die mindestens den allgemeinen 
tariflichen Bestimmungen des Bundes oder der 
Länder entsprechen, noch auf Zuschuß zu den 
Leistungen aus der gesetzlichen Kranken- oder 
Unfall Versicherung nach dem Gesetz zur Ver- 
besserung der wirtschaftMchen Sicherung der 
Arbeiter im Krankheitsfalle vom 26. Juni 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 649) zusteht. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

Artikel 1 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Kindergeldgesetz vom 13. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 333), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung von Vor- 
schriften der Kindergeldgesetze vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1061), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


la. unverändert 
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Absatz 2 Nr. 7 findet keine Anwendung, wenn 
der Kinderzuschuß aus den gesetzlichen Ren- 
ten versiicherungen 90 vom Hundert des Kinder- 
geldes nach § 4 Abs. 1 nicht erreicht; lin diesen 
Fällen wird Kindergeld nur in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen dem Kinderzuschuß 
und dem Kindergeld nach § 4 Abs. 1 gewährt." 

Absatz 3 wird Absatz 4. 


4. In § 11 werden folgende neue Absätze 4 und 5 
angefügt: 

„(4) Die Beitragssätze nach Absatz 1 und 2 
dürfen 1 vom Hundert der Lohn- und Gehalts- 
summe nicht übersteigen. Eine Erhöhung der 
Beitragssätze über den Stand vom 31, Dezember 
1958 hinaus darf nicht stattfinden. 


2. In § 4 Abs. 1 wird die Zahl „30" durch die Zahl 2. unverändert 
„40" ersetzt. 

3. In § 11 wird 3. unverändert 

a) inAbsatz 1 Satz 3 die Zahl „4800" durch die 
Zahl „6000", 

b) in Absatz 2 Satz 3 die Zahl „10" durch die 
Zahl „12" 

ersetzt. 


(5) Der durch die Festlegung von Beitrags- 
höchstsätzen entstehende Restbedarf ist aus dem 
Vermögen der Familienausgleichskassen und 
gegebenenfalls durdi Kassenkredite des Bundes 
zu finanzieren." 
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